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Holger Alich

Am 25. Januar beginnt der Straf-
prozess gegen den früheren
Raiffeisen-Chef Pierin Vincenz
und seinen Ex- Berater Beat
Stocker sowie gegenweitere fünf
Mitangeklagte.Die Staatsanwalt-
schaftwirft Vincenz und Stocker
gewerbsmässigen Betrug, Ver
untreuung, Urkundenfälschung
und passive Bestechung vor. Es
gilt die Unschuldsvermutung.

Konkret sollen Vincenz und
Stocker sich mit privaten Betei-
ligungen an vier Unternehmen,
darunter die Beteiligungsfirma
Investnet, unrechtmässig be
reichert haben. So waren beide
Miteigentümervon Investnet, als
Raiffeisen dort die Mehrheit
übernahm, ohne dass Stocker
und Vincenz diese Beteiligung
Raiffeisen offengelegt hatten.
Zudem sollen sich beide über
Spesen bereichert haben.

Nun hat Beat Stocker der
«NZZ am Sonntag» ein langes
Interviewgegeben, in dem er sich
zu diesen Vorwürfen erstmals
äussert und sein Verhältnis zu
Pierin Vincenz beschreibt. Die
Kernaussagen im Überblick.

—Der Gang an
die Öffentlichkeit
Stocker geht in die Offensive, um
sich vomHauptangeklagtenVin-
cenz zu distanzieren und um
sein Bild in der öffentlichen
Wahrnehmung zu korrigieren.
«Ich befürchte, heute einzig als
eine Art Schatten von Vincenz
wahrgenommen zu werden»,
sagt er im Interview. «Ich glau-
be,würdeman die Öffentlichkeit
heute fragen, wer ich bin, käme
dieAntwort, ich sei irgend so ein
smarter Berater und Einflüsterer
von Herrn Vincenz.»

Schon bei der ersten Einver-
nahme habe die Staatsanwalt-
schaft ihm vorgehalten, wie un-
glaubwürdig es sei, dass er dem
Chef der drittgrössten Schweizer
Bankengruppe angeblich ein pri-
vates Darlehen in Millionenhö-
he für einenHauskauf imTessin

gegeben habe. «Ich möchte die-
se falschen Deutungsversuche
richtigstellen», sagt Stocker.

—DerHauptvorwurf
des Betrugs
Am 26. Juni 2015 erhielt Stocker
von den beiden Investnet-Grün-
dern eine Zahlung von je 2,9Mil-
lionen Franken, nachdem Raiff-
eisen die Mehrheit an Investnet
gekauft hatte. Stocker überwies
die Hälfte des Geldes an ein
Gemeinschaftskonto von Pierin
Vincenz und dessen Frau bei
Raiffeisen in Lugano. Für die
Staatsanwaltschaft stellt diese
Summe den Verkaufserlös aus
der verdeckten Beteiligung dar.
«Das ist falsch, es handelte sich

um ein privates Darlehen», sagt
Stockerdazu. «Pierin kam imMai
2015 auf mich zu und sagte, er
brauche erneut Geld.» Nach sei-
nem Ausscheiden bei Raiffeisen
wollte Vincenz sich ein neues
Haus im Tessin für 10 Millionen
Franken kaufen, konnte aber das
erforderliche Eigenkapital nicht
aufbringen. Im Juni 2015 über-
wies Stocker dann 2,9 Millionen
Franken anVincenz als Darlehen.

Stocker bestätigt, dass er sich
vorab an Firmenwie Commtrain
oder Investnet beteiligt hatte. Er
bestreitet aber, durch die Nicht-
offenlegungdieserBeteiligungen
einenBetrug begangen zuhaben.
«Neu lautet derHauptvorwurf an
mich, dass ich die Gewinne, die

ich durch meine privaten Inves-
titionen erzielte, an die Aduno
(eine Kreditkarten-Firma, Anm.
d. Redaktion) beziehungsweise
Raiffeisenhätte herausgeben sol-
len.DieNichtherausgabe derGel-
der sei eine betrügerische Hand-
lung gewesen», erklärt Stocker
und entgegnet: «Die Frage ist
aber, ob ich verpflichtet gewesen
wäre, Gewinne, die ich privat er-
zielte, derAdunobeziehungswei-
se Raiffeisen herauszugeben. Ich
denke, das ist nicht der Fall.»

—DerVorwurf
des Spesenmissbrauchs
Die Staatsanwaltschaft wirft
Vincenz und Stocker vor, private
Ausgaben etwa in Nachtclubs

über Spesen abgerechnet und
sich somit bereichert zu haben.
Stocker allein soll in sechs Jah-
ren 16’835 Franken in Bars und
Striplokalen mit der Geschäfts-
kreditkarte ausgegeben haben.

Dazu sagt Stocker: «Wenn ich
als CEO der Aduno Kunden wie
den King’s Clubmit Gästen,Mit-
arbeitern oder Verwaltungsrats-
kollegen berücksichtige, ist das
meines Erachtens im Interesse
derAduno.» Undweiter: «Natür-
lich war ich auch einmal in Bars
oder in Striplokalen, oftmals sind
das die einzigen Orte, wo man
spätabends noch einAbendessen
oder einen Drink nehmen kann
nach einer Sitzung. Als CEO der
Aduno ging ich zudem mit Gäs-

ten bewusst zu Aduno-Kunden
wie dem King’s Club in Zürich.»

—Das Verhältnis zu Vincenz
Stocker geht spürbar auf Distanz
zu seinem früheren Geschäfts-
partner Pierin Vincenz. Auf die
Frage, ob die beiden Freunde sei-
en, antwortet Stocker: «Das fra-
ge ichmich heute oft. Hätten Sie
mich im Jahr 2015 gefragt, hätte
ich sofort Ja gesagt. (…) Aber
heute sehe ich es vielleicht etwas
differenzierter. Uns verband

wohl doch keine richtige Freund-
schaft, sondern vor allem das
Geschäftliche und die Ideen, die
wir entwickelten und teilten.»

Stocker beschreibt sich als er-
folgreichen Berater und Unter-
nehmer, der Vincenz wiederholt
mit Geld aushelfenmusste: «Ins-
gesamt schuldet ermir heute fast
6 Millionen Franken.» Interes-
sant: Unter anderemwarVincenz
laut Stocker knapp bei Kassewe-
gen missglückter Spekulations-
geschäfte. «2015 hatte ermit Ak-
tien der Finanzboutique Leonteq
gewettet. Diese hatte er, sagte er
mir, bei 140 Franken gekauft, er
war überzeugt, die Titel würden
auf 400 Franken steigen.» Tat-
sächlich seien die Papiere dann
bis auf 24 Franken gesunken.

Zur Zeit der fraglichen Ge-
schäfte mit Leonteq-Titeln war
Vincenz aberVerwaltungsrat bei
Leonteq. Die Aussagen Stockers
werfen damit die Frage auf, ob
Vincenz versucht haben könnte,
Insiderkenntnisse auszunutzen.

Ex-Berater geht auf Distanz zu Vincenz
Raiffeisen-Betrugsprozess Ende Januar muss sich der Unternehmer Beat Stocker neben Ex-Raiffeisen-Chef Pierin Vincenz
vor Gericht verantworten. In einem Interview geht Stocker nun in die Offensive.

«Uns verband
wohl doch
keine richtige
Freundschaft.»
Beat Stocker über sein Verhältnis
zu Pierin Vincenz

Er habe weder betrogen noch Spesen missbräuchlich abgerechnet, sagt Ex-Raiffeisen-Berater Beat Stocker. Foto: Gerry Nitsch

Frau Roth,wenigeWochen
vor Beginn des Raiffeisen-
Strafprozesses gibt der
Mitangeklagte Beat Stocker
ein grosses Interview.Was
verspricht er sich davon?
Das Interview zielt auf die brei-
te Öffentlichkeit; Stocker will
diese offenbar für sich einneh-
men. Er versucht, menschliches
Verständnis zu wecken. Daher
beschreibt er die Bedingungen
seiner Untersuchungshaft und
redet über seine Erkrankung an
Multipler Sklerose. Es geht dar-
um,Mitgefühl zu erzeugen. Und
er grenzt sich vom Hauptange-
klagten Pierin Vincenz ab.

Stocker stellt sich als
erfolgreichen Geschäftsmann
dar, der dem ewig klammen
Vincenz stets Geld leihen
muss, es gebe also keinen
Betrug. Ist das glaubwürdig?
Man fragt sich einfach,wie er als
Geschäftsmann erfolgreich sein

kann, wenn er über den Darle-
hensnehmer Vincenz so wenig
wissenwill. Stocker sagt, er habe
keine Kenntnis vonVincenz’ Ein-
kommens- und Vermögensver-
hältnissen gehabt, aber als Kre-
ditgeber würde doch jeder da-
nach fragen.

Wirft er Vincenz nicht indirekt
sogar Insidergeschäfte vor?
Laut Stocker hat Vincenz 2015
erfolglos mit Leonteq-Aktien
spekuliert – also zu einer Zeit,
als Vincenz Verwaltungsrat bei
Leonteq war.
Ich bin mir nicht sicher, ob Sto-
cker sich bei dieser Äusserung
besonders viel gedacht hat; er
wollte eventuell einfach ein Bei-
spiel dafür bringen,warumVin-
cenz finanzielle Probleme hat-
te. Aber es geht sicher nicht, mit
Aktien eines Unternehmens zu
spekulieren, in dessen Verwal-
tungsrat man sitzt. Ob das straf-
rechtlich relevant ist, wäre zu

prüfen. Es stellt sich die Frage
des Ausnützens von Insider
informationen.

Stocker äussert sich auch zu
den Vorwürfen der Anklage.
So seien die Nachtclub-Besu-
che auf Kosten der Kreditkar-
tenfirma Aduno im Interesse
von Aduno gewesen.
Diese Argumentation finde ich
peinlich. Darüber hinaus rech-
net Stocker die Summen klein,
indem er die fragliche Spesen-
summe von rund 17’000 Fran-
ken auf einen Betrag von
200 Franken pro Monat herun-
terbricht. Das tönt nach wenig.
Er fährt damit also eine Baga-

tellisierungsstrategie. Zudem
sagt er, dass man nur in solchen
Etablissements noch spät-
abends essen könne. Als ob Sit-
zungen immer bis spät in die
Nacht dauernwürden.Auch das
dient der Bagatellisierung des
Vorwurfs, dass durch die Spe-
senausgaben in Nachtclubs
die Firmen geschädigt worden
seien.

Der Hauptvorwurf der Anklage
ist, dass Vincenz und Stocker
bei Übernahmen sowohl
die Käufer vertraten als auch
gleichzeitig an den Kaufobjek-
ten beteiligt waren und sich
dazu verschworen hatten.
Stocker argumentiert, seine
privaten Beteiligungen seien
strafrechtlich nicht relevant.
Das Verschweigen der Beteili-
gung kann sehrwohl strafrecht-
lich relevant sein,wenn eineVer-
letzung derTreuepflicht vorliegt
oder die Beteiligung böswillig

verschwiegen wurde. Das wäre
dann möglicherweise Betrug.
Stocker bestreitet, dass es eine
Betrugsabsicht gegeben habe. Er
bestreitet den subjektiven Tat-
bestand. Diese Verteidigungs-
strategie würde ich an seiner
Stelle auch fahren. Denn das ist
ein wichtiger Punkt. Im Fall von
Stocker undVincenz steht in der
Tat die Frage im Raum, ob das
Verschweigen der Beteiligung
nur ein zivilrechtliches Thema
ist oder ob hier tatsächlich eine
Straftat bewiesen werden kann,
sprich, ob den Angeklagten alle
Tatbestandsmerkmale des Be-
truges nachgewiesen werden
können. Ich denke hier insbe-
sondere an die Arglist.

Wie schätzen Sie die Chancen
dieser Strategie ein?
Um zu beurteilen, ob die Betei-
ligungen arglistig verschwiegen
wurden, kommt es darauf an,
werwaswann gewusst hat, auch

in den jeweiligen Gremien. Das
wird der Prozess zeigen, derzeit
liegen mir dazu nur öffentlich
zugängliche Informationen vor.

Stocker behauptet sogar,
dass seine persönlichen
Beteiligungen dazu dienten,
die späteren Käufer der Fir-
men vor schlechten Invest-
ments zu schützen.
DieseArgumentation findetman
oft bei solchen Fallkonstellatio-
nen, der Beschuldigte will seine
Gutgläubigkeit dadurch belegen,
dass er selbst in die Firmen in-
vestiert hat. Damit allein kommt
man in der Regel aber nicht
durch. Aber Stocker muss nicht
seine Unschuld beweisen, son-
dern die Staatsanwaltschaft
muss seine Tat beweisen. Hier
will Stocker nun Zweifel an der
Anklage schüren.Das ist sein gu-
tes Recht.

Holger Alich

«Diese Argumentation finde ich peinlich»
DieWirtschaftsjuristin Monika Roth hält die Verteidigungslinie von Beat Stocker in dessen Interview für wenig glaubwürdig.

Monika Roth
Die Juristin war bis
Sommer 2020
Wirtschaftsprofessorin
an der Hochschule
Luzern.
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Bernhard Kislig

Es gibt Erbschaftsstreitigkeiten,
bei denen Anwälte mehr verdie-
nen, als die Kinder erben. Allein
schon aus diesem Grund lohnt
es sich fürEltern, das Erbe recht-
zeitig und gut zu regeln und so
einem Zwist unter Geschwistern
vorzubeugen.

Oft wird es schwierig, wenn
es um eine Liegenschaft geht.
Denn ein grosser Teil des Ver
mögens steckt in der Immobilie,
die sich nicht leicht auf mehrere
Kinder aufteilen lässt. Ohne Re-
gelung kommt es immerwieder
zu Konflikten, weil eine einzige
Person genügt, umdieVerteilung
der Erbschaft zu blockieren.

Auchwenn einTestament vor-
liegt, lassen sich Konflikte nicht
ausschliessen. So kann derWert
einer Liegenschaft umstritten
sein, weshalb sich einzelne
Nachkommen möglicherweise
um den Pflichtteil betrogen
fühlen. Der Pflichtteil ist ein
Mindestanteil am Erbe, auf den
Angehörige gemäss Gesetz An-
spruch haben.

ImGegensatz zumTestament
hat ein Erbvorbezug des Eigen-
heims den Vorteil, dass das Ei-
gentum bereits zu Lebzeiten der
Eltern auf die Kinder übergeht.
Im Grundsatz ist die Erbschaft
also schon früh geregelt, und es
gibt nach dem Tod der Eltern
kaum noch Anlass für eine Aus-
einandersetzung.

Jemehr Kinder,
desto grösser das Problem
Den Erbvorbezug organisiert die
Familie idealerweise, indem sie
gemeinsam an einem Tisch zu-
sammensitzt, eine Lösung aus-
macht und diese anschliessend
in einemErb- oder Schenkungs-
vertrag besiegelt.

Je mehr Kinder es gibt, desto
grösser ist das Problemmit dem
Anspruch auf die Pflichtteile.
Wenn dafür zu wenig flüssige
Mittel vorhanden sind, kann im
Rahmen eines Erbvertrags bei-
spielsweise vereinbart werden,
dass finanziell bessergestellte
Kinder auf gewisse Pflichtteile
verzichten und dafür das Eigen-
heim der Eltern im Familien
besitz bleibt.

Eine gewisse Vereinfachung
bringt die neue Gesetzgebung ab
2023: Der Pflichtteilsanspruch
der Kinder sinkt, was zu etwas
mehr Flexibilität bei der Erb
verteilung führt.

Sind bei den Eltern nicht viele
flüssige Mittel vorhanden, kann
die gemischte Schenkung eine
gute Lösung sein.Diese sieht vor,
dass Eltern ihr Eigenheim einem
ihrer Kinder zu einem Preis
verkaufen, der unter demMarkt-
wert liegt. Der Kaufpreis kann
danach verwendet werden, um
Pflichtteile der anderen Kinder
zu finanzieren.

Beim Erbvorbezug gibt es
auch einige Fallstricke. So rät
Alexandra Zeiter, Erbrechtsex-
pertin bei der Anwaltskanzlei
Strazzer Zeiter in Zürich, zum

Zeitpunkt der Übergabe eine
unabhängige Preisschätzung der
Liegenschaft zu erstellen. «Sonst
droht, dass sich die Nachkom-
men später über den Marktwert
zum Zeitpunkt der Übertragung
streiten.» Denn,wennvon einem
falschen Immobilienwert aus
gegangen wird, können Nach-
kommen eine Verletzung des
Pflichtteils geltend machen und
einen Erb- oder Schenkungsver-
trag anfechten.

In einem Erbvertrag sollte
auch berücksichtigtwerden, dass
der Wert einer Liegenschaft

ändern kann. Die Parteien kön-
nenvertraglich vereinbaren, dass
bei einer Wertsteigerung keine
höheren Ansprüche geltend ge-
macht werden dürfen. Ansons-
ten gilt der Verkehrswert zum
Todeszeitpunkt der Eltern, und
eine Wertsteigerung müsste
gemäss Pflichtteilen auf die
Geschwister verteilt werden.

Nutzniessung oder
Wohnrecht?
In aller Regel wohnen die Eltern
bei einem Erbvorbezug weiter-
hin im Eigenheim,während die-

ses schon den Kindern gehört.
Rechtlich können sie das ent
weder mit einem Wohnrecht
oder einer Nutzniessung regeln.
DerUnterschied: DasWohnrecht
erlischt, sobald die Eltern aus-
ziehen. Bei einer Nutzniessung
können die Eltern die Liegen-
schaft auch anderweitig ver
mieten und durch Mieterträge
ein zusätzliches Einkommen im
Alter sicherstellen.

Wohnrecht undNutzniessung
mindern derWert einer Liegen-
schaft. Diese Wertminderung
wird bei einem Erbvorbezug

angerechnet. Dadurch werden
jene Nachkommen, welche die
Liegenschaft erhalten, leicht be-
günstigt. Denn spätestens beim
Tod der Eltern erlöschenWohn-
recht undNutzniessung, die den
Wert gemindert haben. «Das
Bundesgericht hält an dieser
Rechtsprechung fest, obwohl sie
umstritten ist», sagt Alexandra
Zeiter.

Zudem gibt es steuerliche
Unterschiede. Bei einer Nutz-
niessung versteuern die Eltern
sowohl den amtlichen Wert der
Liegenschaft als Vermögen als
auch den Eigenmietwert als Ein-
kommen. BeimWohnrecht sind
sie nur für den Eigenmietwert
steuerpflichtig.

Streng nach Gesetz müssen
bei einer Nutzniessung die
jenigen Nachkommen, die die
Liegenschaft besitzen, auch um-
fangreiche Sanierungen bezah-
len. Beispiele dafür sind neue
Fenster, eine umfangreiche
Dachrenovation oder der Ersatz
der Heizung. Da die Nachkom-
men bei einer Nutzniessung
keinerlei finanziellenVorteil ha-
ben, mag dies in der Praxis auf
Unverständnis stossen. In gegen-
seitigemEinvernehmenmit den
Nutzniessern sind abernatürlich
andere Lösungen möglich.

Elternmüssen auch
für sich selbst planen
Schliesslich sollten die Eltern
auch an sich selbst denken. In
einem ersten Schritt geht es da-
rum, die Ehepartnerin oder den
Ehepartner abzusichern. Erb-
rechtsexpertin Zeiter empfiehlt,
die Möglichkeit zu prüfen, dass
sich die Ehegatten gegenseitig in
einemEhevertrag und imTesta-
ment begünstigen. So kann bei-
spielsweise festgehaltenwerden,
dass das gesamte gemeinsam er-
wirtschaftete Vermögen beim
überlebenden Partner oder der
Partnerin bleibt.

Möglich ist auch, dem über
lebenden Ehegatten eine Nutz-
niessung am Eigenheim einzu-
räumen. Gegen solche Verein
barungen können gemeinsame
Nachkommen trotz Pflichtteils-
ansprüchen nicht vorgehen,wie
Zeiter erläutert.

In einem zweiten Schritt soll-
ten Eltern so planen, dass ihnen
nach dem Erbvorbezug genü-
gend finanzielle Reserven für ih-
renAlltag und auch für allfällige
spätere Pflege- undHeimkosten
zur Verfügung stehen.

Die Fallstricke beimVererben des Eigenheims
Erbvorbezug Wer frühzeitig regelt, wie dasWohneigentum an die Nachkommen weitergegeben werden soll,
kann unnötige Streitereien und Anwaltskosten verhindern. Dabei gibt es jedoch einiges zu beachten.

Im Gegensatz zum Testament geht beim Erbvorbezug das Eigentum zu Lebzeiten an die Kinder. Foto: Imago

Kann der Staat bei Vorbezug
auf das Erbe zugreifen?

Für manche Eltern sind allfällige
Pflegekosten der Grund, Liegen­
schaft und Vermögen frühzeitig an
die Nachkommen zu übergeben.
Damit wollen sie sicherstellen,
dass das Erbe an die Kinder und
nicht an kostspielige Pflege­
einrichtungen geht. Wenn später
Ersparnisse und Rente nicht
ausreichen, wären die Eltern
stattdessen auf staatliche Ergän­
zungsleistungen angewiesen.

Aber Achtung: Bevor Er­
gänzungsleistungen ausgerichtet
werden, prüfen die Behörden, ob
Zuwendungen an Nachkommen
erfolgt sind. Diese Zuwendungen
werden unter Umständen zum
Vermögen hinzugerechnet, was
zur Folge hat, dass die Behörde
keine Ergänzungsleistungen
bezahlt, obwohl zu wenig Geld
zum Leben vorhanden ist. (ki)


